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V

Vorwort

Vorwort
Die Praxis der öffentlichen Beleuchtung ist gekennzeichnet durch 
steigende Preise und Energiekosten, zunehmend strengere Vorgaben 
zum Klima- und Umweltschutz sowie häufig angespannte Haushalts-
kassen. Kommunen und Betreiber müssen eine gleichbleibende oder 
verbesserte Beleuchtungsqualität mit zunehmend geringeren Mit-
teln gewährleisten. Eine Quadratur des Kreises? Die Autoren dieses 
Werkes meinen nein. Mit diesem Handbuch legen sie erstmals ein 
Gesamtkompendium für den Betrieb der öffentlichen Beleuchtung 
vor. Die wesentlichen Frage- und Problemstellungen werden aus wirt-
schaftlicher, rechtlicher, technischer und organisatorischer Sicht dar-
gestellt. Im Fokus stehen dabei stets zielführende Lösungsansätze 
für die kommunale Praxis.

Der Autorenkreis besteht aus kommunalen Vertretern, Ingenieu-
ren, Kaufleuten und Juristen. Die Autoren haben die Themen dieses 
Handbuches gemeinsam ausgewählt, diskutiert und interdisziplinär 
zusammengeführt. Das Handbuch ist deswegen ein Ratgeber von 
Praktikern für Praktiker. An diesem Handbuch mitgewirkt haben Frau 
Rechtsanwältin und Steuerberaterin Meike Weichel, Herr Rechts-
anwalt Christoph Engel, Herr Dipl.-Wi.-Ing. Thomas Höschele, Herr 
Rechtsanwalt Dr. Sascha Michaels, Herr Dipl.-Kfm. Rainer Müller, 
Herr Rechtsanwalt Dr. Martin Riedel, Herr Rechtsanwalt Dr. Roman 
Ringwald, Herr Dr.-Ing. Henry Rönitzsch, Herr Rechtsanwalt Dr. Edwin 
Schulz und Herr Patric Stieler.

Wir hoffen, Ihnen mit diesem Werk eine wesentliche Hilfestel-
lung für die tägliche Praxis geben zu können und sind für kritische 
Anmerkungen, konstruktive und zielführende Diskussionen stets 
aufgeschlossen und dankbar. Gerne können sie sich direkt per 
Mail: (roman.ringwald@bbh-online.de; dr.roenitzsch@ilbgmbh.de; 
martin.riedel@bbh-online.de) oder postalisch bei uns melden:

Becker Büttner Held 
Rechtsanwälte Wirtschaftsprüfer Steuerberater 

Magazinstraße 15–16, 10179 Berlin

Unser besonderer Dank gilt abschließend Frau Jessica Wiehe, die das 
Entstehen dieses Buchs als Diplom-Wirtschaftsjuristin (FH) nicht nur 
redaktionell betreut, sondern auch die umfangreiche Literatur aus-
gewertet und die Konzeption des Buchs mit viel Verständnis für die 
beteiligten Autoren stets wertvoll begleitet hat.

Berlin, 25. Januar 2013

Dr. Roman Ringwald Dr. Henry Rönitzsch Dr. Martin Riedel
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Einleitender Überblick
Dr. Roman Ringwald/Dr. Martin Riedel

Der Bereich der öffentlichen Beleuchtung gewinnt in Zeiten leerer 
kommunaler Haushaltskassen und steigender Effizienzanforderun-
gen im Energie- und Klimaschutzbereich zunehmend an Bedeutung. 
Hier lassen sich, so häufig der erste Eindruck vieler Kämmerer und 
kommunaler Haushaltsexperten, noch Einsparpotenziale realisieren. 
Es wird über Nachtabschaltungen nachgedacht und das Heil darin 
gesehen, bis auf Weiteres nur jede zweite Lampe zu schalten. Zum 
Teil sollen aus Kostengründen ganze Straßen und Gebiete „wegge-
schaltet“ werden. Auch der Verkauf der Beleuchtungsanlagen an 
private Dritte wird ins Kalkül gezogen, um zusätzliche Einnahmen zu 
generieren.

In der Praxis zeigt sich schnell, dass wirtschaftliche Realitäten, 
andere Interessen und auch Rechtsvorgaben den ersten Konzept-
überlegungen häufig entgegenstehen. Die Bürger wollen keine 
Veränderung der ihnen lieb gewordenen Beleuchtungspraxis, die 
Denkmalschützer wollen keine Illuminationseinschränkungen, die 
Gewerbetreibenden wollen die „Außenbeleuchtung“ ihrer Geschäfte 
zur Kunden- und Umsatzsicherung erhalten und die Oppositionspo-
litiker im Stadt- oder Gemeinderat sind sowieso dagegen. Verände-
rungen im Bereich der öffentlichen Beleuchtung, auch dies ist eine 
Erkenntnis der Praxis, sind ein Politikum. Beratern und Spezialisten, 
die in der Regel erst hinzugezogen werden, wenn der Streit über das 
richtige Zukunftskonzept für die öffentliche Beleuchtung bereits 
öffentlich entbrannt ist, stellt sich die Frage, wieso die Komplexität 
der öffentlichen Beleuchtung mit seiner politischen Brisanz so oft 
von den Kommunen unterschätzt wird. Viele Streitigkeiten, die nicht 
selten bis zu den Gerichten geführt werden, ließen sich vermeiden, 
wenn der erste Aufschlag den richtigen Weg vorgibt, der kommunal 
sehr unterschiedlich sein kann.

Grundlage einer jeden Konzeptüberlegung sollte eine interdiszipli-
näre Herangehensweise sein, bei der zunächst technisch, wirtschaft-
lich und rechtlich die aktuelle Situation analysiert wird. Erst dann 
macht es Sinn, sich die Frage zu stellen, ob und in welchem Umfang 
wirtschaftliches und ressourcenschonendes Einsparpotenzial kurz-, 
mittel- und langfristig realisiert werden kann und welches das für 
den Einzelfall tragfähige Zukunftskonzept ist.

Mit dem Ziel eines konkreten Praxisbezugs beinhalten die nach-
folgenden Kapitel 2 und 3 dieses Buchs zunächst Darstellungen 
zu Praxisbeispielen aus der Landeshauptstadt Düsseldorf und der 
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Hansestadt Lüneburg. Beide haben den Betrieb der öffentlichen 
Beleuchtung erfolgreich neu gestaltet. Basierend auf den Erfahrun-
gen in Düsseldorf und Lüneburg sowie in vielen anderen kleineren, 
mittleren und großen Städten werden in den dann folgenden Kapi-
teln alle im Bereich der öffentlichen Beleuchtung relevanten Themen 
und Fragestellungen aufgeführt, analysiert und praxisrelevanten 
Handlungs- und Lösungsoptionen zugeführt. Zu Beginn einer Ent-
scheidungsfindung über das „Ob“ und das „Wie“ einer Neuorgani-
sation der öffentlichen Beleuchtung bedarf es regelmäßig zunächst 
einer interdisziplinären wirtschaftlichen, rechtlichen und techni-
schen Bestandsanalyse.

Für eine wirtschaftliche Ist-Analyse ist zu Beginn eine Zusammen-
stellung aller Haushaltsbereiche und Haushaltstitel, in denen Kosten 
des öffentlichen Beleuchtungsbereichs auflaufen, erforderlich. 
Bereits die Erarbeitung einer zusammenfassenden Kostenübersicht 
bereitet in der Praxis Schwierigkeiten, weil die Energiebeschaffung 
in der Regel Bestandteil des Gesamtenergieeinkaufs für den kom-
munalen Energiebedarf ist, Investitionskosten für Neuanschaffun-
gen sowie Wartungs- und Instandhaltungskosten getrennt verbucht 
und Personalkosten nicht richtig geschlüsselt werden. Sind dann 
noch Dienstleistungsunternehmen eingesetzt, die Teilaufgaben im 
öffentlichen Beleuchtungsbereich übernehmen, grenzt es oft an ein 
Wunder, wenn alle Kosten im Zusammenhang mit der öffentlichen 
Beleuchtung belastbar erfasst werden können. Wenn in kommu-
nalen Kostenvergleichen häufig ohne Differenzierung der dahinter 
stehenden Leistungen die Kosten in Euro pro Lichtpunkt verglichen 
werden, graust es dem Fachmann. Da lassen sich vielfach eher Äpfel 
mit Birnen vergleichen, als die Lichtpunkte der Kommune A mit den 
Lichtpunkten der Kommune B. Nach der Darstellung lichttechnischer 
Grundlagen in Kapitel 4 geben die Ausführungen in Kapitel 5 deswe-
gen einen Überblick, welche Kosten der öffentlichen Beleuchtung 
zuzurechnen sind und wie sich diese zielführend ermitteln lassen.

Für eine rechtliche Ist-Analyse bedarf es einer Betrachtung der 
gesetzlichen und verordnungsrechtlichen Vorgaben einerseits sowie 
der bestehenden Vertrags- und Rechtsbeziehungen andererseits. 
Neben den klassischen Rechtsthemen zur Frage des Umfangs der 
Straßenverkehrssicherungspflichten sowie der Bindungswirkung 
der DIN-Vorgaben als übliche und „vernünftige“ Praxis verschiebt 
sich der Betrachtungsschwerpunkt auch im Bereich der öffentlichen 
Beleuchtung spürbar nach Europa. Die Ökodesignrichtlinie mit ihren 
Umsetzungsvorgaben schränken den Gestaltungsspielraum insbe-
sondere bei der Leuchtenauswahl aus Gründen der Energieeffizienz 
und des Klimaschutzes zunehmend ein. Die europäisch vorgegebe-
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nen Bestimmungen auf der Grundlage der Ökodesign-Richtlinie und 
der daraus resultierende Handlungsbedarf sowie die Praxisauswir-
kungen für die Kommunen werden in Kapitel 6 konkretisierend erläu-
tert. Hinweise zu den Straßenverkehrssicherungspflichten sowie der 
Bindungswirkung der DIN-Vorgaben finden sich in Kapitel 7.

So unterschiedlich wie die Ausgangslage gestaltet sich auch das für 
eine konkrete Kommune passgenaue Modell zum Betrieb der öffent-
lichen Beleuchtung. Dabei sind Kommune und Betreiber weitgehend 
frei, ein individuell passgenaues Betriebsführungsmodell zu entwi-
ckeln. In der Praxis haben sich dabei eine Reihe von Lösungsansät-
zen entwickelt, die in Kapitel 8 näher beleuchtet werden. Die Darstel-
lung der vertraglichen Umsetzung des geeigneten Modells erfolgt 
sodann in Kapitel 9.

Vertragsrechtlich kommt insbesondere den Energiebeschaffungs-
verträgen aufgrund der steigenden Energiepreise eine herausra-
gende Bedeutung zu. Teilweise liegt der Energiekostenanteil an 
den Gesamtkosten der öffentlichen Beleuchtung bereits bei bis 
zu 50 %. Dadurch, dass die Energiebeschaffung der öffentlichen 
Beleuchtung in vielen Kommunen in den Gesamtenergieeinkauf der 
Kommunen als üblicher Bedarf integriert ist, werden die speziellen 
Einsparpotenziale des öffentlichen Beleuchtungsbereiches nicht 
ausgeschöpft. Immer noch gibt es Bezugsverträge mit Preisen der 
allgemeinen Grundversorgung. Die besondere Verbrauchssituation 
mit Netzentlastungsfolgen, die Bündelungsmöglichkeiten der Stra-
ßenlaternen zu einer oder jedenfalls zu wenigen Abnahmestellen 
sowie beanspruchbare Vorteile im Bereich der Kostenumlagen (Kon-
zessionsabgabe, EEG- und KWK-Umlage) und Energiesteuern werden 
nicht kostenmindernd genutzt. Da eine optimierende Energiebe-
schaffung unter Betrachtung der einzelnen Kostenpositionen (Strom-
preis, Netzentgelte, Stromsteuer, EEG-Umlage, KWKG-Umlage, 
Konzessionsabgabe) ein Grundverständnis des äußerst komplexen 
Energiewirtschaftsrechts voraussetzt, findet sich im Kapitel 10 eine 
Einführung in das Energiewirtschaftsrecht, wobei auf die bestehen-
den Gesetze, die Differenzierung zwischen Stromlieferung und Netz-
nutzung sowie Fiktionen des Stromhandels mit kaufmännisch-bilan-
ziellen Strombuchungen hingewiesen wird.

Von zunehmender Bedeutung für die Finanzierung dringend notwen-
diger Investitionen in den Anlagenbestand sind Anliegerbeiträge. 
Die entsprechenden Voraussetzungen an Dokumentation, Abrech-
nung und Umlage sollen in Kapitel 11 dargelegt werden.
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Soweit ein Contracting- oder Betreibermodell in Betracht kommt 
oder Dienstleister einbezogen werden sollen, stellt sich die Frage der 
richtigen Partnerwahl. Da die Zusammenarbeit im Regelfall langfris-
tig sein wird, sollte die Partnerwahl gut vorbereitet und durchdacht 
werden. Aufgrund der vergaberechtlichen Vorgaben, die auch dies-
bezüglich in Kapitel 12 beschrieben werden, besteht regelmäßig 
keine Vertragsfreiheit, sondern eine europaweite Ausschreibungs-
pflicht. Die Verdingungsunterlagen und das Ausschreibungsver-
fahren sind deshalb so zu gestalten, dass ein zuverlässiger Partner 
mit der erwünschten Expertise gefunden und vertraglich gebunden 
werden kann.

Die Autoren der einzelnen Kapitel sind ausgewiesene Spezialisten 
mit langjähriger Praxiserfahrung. Sie sind in unterschiedlichster 
Funktion für kleine, mittlere und große Kommunen sowie Dienstleis-
ter im Bereich der öffentlichen Beleuchtung tätig und wünschen den 
Lesern eine informative und hoffentlich kurzweilige Lektüre.
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Die Neuorganisation der öffentlichen 
Beleuchtung am Praxisbeispiel 
der Landeshauptstadt Düsseldorf
Patric Stieler

Dieses Kapitel wird als Praxisbeispiel den weiteren Kapiteln vor-
angestellt. Die Neuvergabe der Aufgaben im öffentlichen Straßen-
beleuchtungsbereich der Landeshauptstadt Düsseldorf hat bun-
desweite Aufmerksamkeit erlangt. Es zeigt, dass auch in Zeiten 
leerer Kassen, zunehmender Umweltanforderungen und komplexer 
werdender Rechtsvorgaben zielführende Lösungen erarbeitet und 
erfolgreich im Wettbewerb umgesetzt werden können. Diese Pra-
xiserfahrungen und Handlungsoptionen, die auch Grundlage und 
Inhalt der nachfolgenden Kapitel diese Buches sind, führen zu einer 
erfolgreichen Neukonzeption der öffentlichen Straßenbeleuchtung.

Anlass
Die Landeshauptstadt Düsseldorf hat mit ihrem Vergabeverfah-
ren zum „Bau und Betrieb der Straßenbeleuchtung“ ein erfolgrei-
ches Verfahren zur Einführung innovativer Dienstleistungsprozesse 
durchgeführt und hierbei alle betrachtungsrelevanten Themenfelder 
durchleuchtet.

Aufgrund des Auslaufens des Betriebsführungsvertrages mit den 
Stadtwerken Düsseldorf AG stand die Überprüfung der Vertragsin-
halte an. Eine Ausschreibung wurde erforderlich, da ein In-House-
Geschäft mit der vormals 100%igen Tochtergesellschaft, der Stadt-
werke Düsseldorf AG, aufgrund der Veräußerung von Besitzanteilen 
nicht mehr möglich war.1)

Ziele
Mit der Ausschreibung sollte eine vollständige Modernisierung und 
Aktualisierung der öffentlichen Beleuchtung in der Landeshaupt-
stadt erreicht werden. Hierfür war es nötig die vertraglichen Bezie-
hungen zwischen Auftraggeber und Auftragnehmer auf der Basis 
eines modernen Beleuchtungsvertrags grundlegend umzugestalten.

1) Vgl. ausführlich zur Ausschreibungspflicht sowie den Voraussetzungen 
einer In-House-Vergabe Kapitel 12, S. 203 ff. 
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Vorgehen
Basierend auf den Erkenntnissen einer umfassenden Bestands-
analyse wurden die Rahmenbedingungen für die künftige Straßen-
beleuchtung zunächst verwaltungsintern und ämterübergreifend 
abgestimmt. Hierbei wurden die inhaltlichen und rechtlichen Anfor-
derungen an einen solchen Vertrag geklärt.

Grundsatzentscheidungen:

• Ein Verkauf der Anlagen oder von Anlagenteilen wurde aus Aspek-
ten der gesamtstädtischen Vermögens- und Haushaltsplanung 
nicht verfolgt. Die Gestaltungs- und Entscheidungsfreiheiten sind 
am höchsten, wenn das Eigentum der Anlagen und Anlagenbe-
standteile bei der Stadt verbleibt. Es bestand keine Notwendig-
keit einen Verkauf vorzunehmen.

• Die Gründung einer gemeinsamen Gesellschaft hätte bei der Part-
nersuche ebenfalls eine Ausschreibung erfordert. Schnittstellen 
wären im gleichen Umfang zu klären gewesen. Aus gesamtstäd-
tischen Gründen wurde eine solche Aufgabenübertragung nicht 
befürwortet.

• Eine Integration der Energielieferung mit den Betriebs- und den 
Bauleistungen in den Gesamtvertrag hat auch aufgrund der steu-
erlichen Vorteile den besten wirtschaftlichen Erfolg erwarten 
lassen. Die bestehenden Lieferverträge konnten zu der vorgese-
henen Neuvergabe gekündigt werden.

• Aufgabenverlagerungen gegenüber den bestehenden Prozessen 
wurden nicht angestrebt. Eine qualitative und inhaltliche Erweite-
rung der Aufgaben sowie Verbesserungen wurden durch ausführ-
liche Beschreibungen in zusätzlichen und technischen Vertrags-
bedingungen festgelegt und konnten durch Konzepte der Bieter 
ergänzt werden.

Entsprechend dieser Rahmenbedingungen erfolgte die Festlegung 
des durchzuführenden Vergabeverfahrens. Um die Innovationspo-
tenziale der Bieter zu nutzen, wurde ein mehrstufiges Verhandlungs-
verfahren nach VOL/A als Verfahrensform gewählt.

Basierend auf der Bestandsanalyse und den Grundsatzentscheidun-
gen wurden durch die beauftragten Berater Vorschläge zu einem 
künftigen Dienstleistungsvertrag erarbeitet und in Abstimmungspro-
zessen zu einem ausschreibungsfähigen Entwurf weiterentwickelt.

Die Abstimmung mit den Fachämtern der Stadt hat dazu geführt, 
dass von den heute oftmals üblichen „All-inclusive-Verträgen“ 
Abstand genommen wurde. Die Gründe hierfür sind nachfolgend 
kurz aufgeführt:

2.3 
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• Die Stadtbeleuchtung ist von besonderer stadtgestalterischer 
Bedeutung, die in Düsseldorf auch durch den im Stadtplanungs-
amt erstellten Lichtmasterplan I und II ihren Niederschlag gefun-
den hat. Entscheidungen über den Einsatz und die Verteilung von 
Investitionsmitteln sowie den Einsatz von Leuchten und Leucht-
mitteln müssen als integrierter Bestandteil in der originären Ent-
scheidungsverfügung der Ratsgremien und der Stadtverwaltung 
liegen.

• Für Beleuchtungsanlagen, die im Rahmen der Ersterschließung 
hergestellt werden, und bei Verbesserungsmaßnahmen sind 
Anliegerbeiträge zu erheben. Anliegerbeiträge können gravie-
rende soziale Auswirkungen haben und können daher in Lenkung 
und Steuerung sowie anschließender gerichtsfester Erhebung 
nicht an Dritte übertragen werden. Auch werden die Anliegerbei-
träge gemeinsam mit anderen Baumaßnahmen (z. B. Tiefbaumaß-
nahmen) erhoben und sollen aus diesem Grunde nicht aus dem 
Gesamtvorgang herausgelöst werden.

• Planungs- und Ausführungsleistungen sind in einem einfachen 
Verfahren zu beauftragen, in dem die einzelnen Leistungen 
bereits im Vorfeld mit Einheitspreisen versehen werden. Die 
Beauftragung der im Einzelfall erforderlichen Leistungen ermög-
licht der Stadtverwaltung ein umfassendes Controlling der Leis-
tungserbringung.

• Im Rahmen der Einführung der doppischen Haushaltsführung 
sind Veränderungen der Werthaltigkeit des Anlagevermögens der 
Stadt zu erfassen. Dies erscheint nur bei Kenntnis des Auftrags-
durchlaufs in der Stadtverwaltung gewährleistet.

• Die Stadtverwaltung nimmt im verstärkten Maße Controllingauf-
gaben im Hinblick auf die beauftragten Dienstleistungen wahr. 
Sie erkennt frühzeitig mangelhafte Leistungserbringung und kann 
bei erkennbaren Wertminderungen oder Gefährdungssituationen 
rechtzeitig in ihrer Verantwortung als Verkehrssicherungspflich-
tiger entgegenwirken.

• Die Stadt lenkt selbst Innovationsprojekte und treibt so die 
Modernisierung der städtischen Infrastruktur voran und stellt 
sich als modernes und bedeutendes Dienstleistungszentrum dar.

Die Bieter wurden aufgefordert, eigene Konzepte zur Effizienzstei-
gerung, zur Bestandsdokumentation, für Beleuchtungskonzepte 
und zum Qualitätsmanagement einzubringen. Die Anzahl der Bie-
terfragen ließ zunächst darauf schließen, dass eine gewisse Unsi-
cherheit auf Seiten der Bieter bestand. Die Vergabestelle trug Sorge 
für ein Höchstmaß an Transparenz unter gleichzeitiger Wahrung des 
Geheimwettbewerbs.


